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8981 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Unterricht, Kunst und Kultur 

über den Beschluss des Nationalrates vom 22. Mai 2013 betreffend Abkommen zwischen 
der Regierung der Republik Österreich und der Regierung des Königreichs Spanien über 
Beziehungen im audiovisuellen Bereich 

Im Interesse der Intensivierung filmwirtschaftlicher Beziehungen hat Österreich mit einer Reihe von 
Staaten, darunter auch mit Spanien, bilaterale Abkommen über Beziehungen im Bereich Film 
abgeschlossen. 
Mit dem gegenständlichen Beschluss des Nationalrates wird, um Verbesserungen und Vereinfachungen 
bei der Zusammenarbeit im Bereich Film im Allgemeinen und der Anerkennung von 
Gemeinschaftsproduktionen im Besonderen zu erreichen, das bestehende, noch vor dem Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union abgeschlossene Abkommen zwischen der österreichischen 
Bundesregierung und der Regierung von Spanien über die Beziehungen auf dem Gebiete des Filmwesens, 
BGBl. Nr. 87/1970, durch ein neues ersetzt. 
Eine Zustimmung des Bundesrates gemäß Artikel 50 Absatz 2 Ziffer 2 B-VG ist nicht erforderlich, da 
keine Angelegenheiten, die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder betreffen, geregelt werden. 
Dem Nationalrat erschien bei der Genehmigung des Abschlusses des vorliegenden Staatsvertrages die 
Erlassung von besonderen Bundesgesetzen gemäß Artikel 50 Absatz 2 Ziffer 4 B-VG zur Überführung 
des Vertragsinhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 
 
Der Ausschuss für Unterricht, Kunst und Kultur hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 4. Juni 2013 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Elisabeth Grimling. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat Marco Schreuder mit beratender Stimme an 
den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Marco Schreuder und Stefan Schennach. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Elisabeth Grimling gewählt. 

Der Ausschuss für Unterricht, Kunst und Kultur stellt nach Beratung der Vorlage am 4. Juni 2013 mit 
Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. 

Wien, 2013 06 04 

 Elisabeth Grimling Monika Mühlwerth 
 Berichterstatterin Vorsitzende 
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